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des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wupper- 
tal), Ruhnke, Margulies, Dr. Elbrächter und Genossen 
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der Gewerbeordnung und Ergänzung des Bürgerlichen 
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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 301 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen; 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. 

Bonn, den 4. November 1959 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Stammberger Dr. Even (Düsseldorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Ruhnke, 
Margulies, Dr. Elbrächter und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung und 
Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
— Drucksache 301 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergänzung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung: 

.9 16 

(1) Zur Errichtung von Anlagen, welche durch 
die örtliche Lage oder die Beschaffenheit der Be- 
triebsstätte für die Besitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundstücke oder für das Publikum 
überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren oder 
Belästigungen herbeiführen können, ist die 
Genehmigung der nach den Landesgesetzen zu- 
ständigen Behörde erforderlich. Das gilt nicht 
für Anlagen, die Teile von Anlagen sind, für die 
eine auf § 24 beruhende Erlaubnis erforderlich 
ist. 


(2) Absatz 1 gilt auch für Anlagen des Berg- 
wesens und für Anlagen, die nichtgewerblichen 
Zwecken dienen, sofern sie im Rahmen wirt- 
schaftlicher Unternehmungen Verwendung fin- 
den. 

(3) Anlagen, die errichtet worden sind, bevor 
sie der Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 
bedurften , und vor dem 23. Mai 1949 errichtete 
genehmigungspflichtige Anlagen, für die Geneh- 
migungsurkunden nicht vorgelegt werden kön- 
nen, sind der zuständigen Behörde bis zum 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Gewerbeordnung und Ergänzung 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

A r t i k e 1 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 16 

(1) Zur Errichtung von Anlagen, welche durch 
die örtliche Lage oder die Beschaffenheit der 
Betriebsstätte für die Besitzer oder Bewohner 
der benachbarten Grundstücke oder für das 

V Publikum überhaupt erhebliche Nachteile, Ge- 
fahren oder Belästigungen herbeiführen können, 
ist die Genehmigung der nach den Landesgeset- 
zen zuständigen Behörde erforderlich. Für An- 
lagen, die Teile von Anlagen sind, für die eine 
auf § 24 beruhende Erlaubnis erforderlich ist, 
wird die Genehmigung zur Errichtung und we- 
sentlichen Veränderung nach den Vorschriften 
des Erlaubnisverfahrens erteilt. 

(2) unverändert 


(3) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Anlagen, die unter Absatz 1 fallen. Sie 
erläßt mit Zustimmung des Bundesrates als Tech- 
nische Anleitung allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften über die Grundsätze, die die Genehmi- 
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31. Dezember 1959 anzu melden. Die Länder be- 
stimmen die zuständigen Behörden und regeln 
das Anmeldeverfahren. 


(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung die 
Anlagen, die unter Absatz 1 fallen, und durch 
allgemeine Verwaltungs Vorschriften ( technische 
Grundsätze), welche technischen Anforderungen 
an die unter die Absätze 1 bis 3 fallenden An- 
lagen zur Verhütung von Nachteilen, Gefahren 
oder Belästigungen einzuhalten sind." 

2. § 25 erhält folgende Fassung: 

.§25 

(1) Die Genehmigung zu einer unter § 16 fal- 
lenden oder die Erlaubnis zu einer in § 24 be- 
zeichneten Anlage bleibt so lange in Kraft, als 
keine Änderung in der Lage oder Beschaffenheit 
der Betriebsstätte vorgenommen wird, und be- 
darf unter dieser Voraussetzung auch dann, 
wenn die Anlage an einen neuen Erwerber 
übergeht, einer Erneuerung nicht. Wenn eine 
Veränderung der Betriebsstätte vorgenommen 
wird, ist bei einer unter § 16 fallenden Anlage 
die Genehmigung der zuständigen Behörde nach 
Maßgabe der §§17 bis 23 notwendig. Eine gleiche 
Genehmigung ist erforderlich bei wesentlichen 
Veränderungen in dem Betrieb einer der unter 
§ 16 fallenden Anlagen. Die zuständige Behörde 
kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von 
der Bekanntmachung (§ 17) Abstand nehmen, 
wenn sie die Überzeugung gewinnt, daß die 
beabsichtigte Veränderung für die Besitzer oder 
Bewohner benachbarter Grundstücke oder das 
Publikum überhaupt neue oder größere Nach- 
teile, Gefahren oder Belästigungen, als mit 
der vorhandenen Anlage verbunden sind, nicht 
herbeiführen wird. 

(2) Die zuständige Aufsichtsbehörde kann von 
dem Unternehmer verlangen, daß nach der Er- 
richtung oder einer Änderung einer im § 16 ge- 
nannten Anlage und dann nach Ablauf von je- 
weils fünf Jahren Art und Ausmaß von Rauch, 
Ruß, Staub, Gasen, Dämpfen, Gerüchen, Erschüt- 
terungen und Geräuschen von einer durch die 
obersten Landesbehörden bestimmten Stelle fest- 
gestellt werden. Die Aufsichtsbehörde kann 
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gungsbehörden bei der Prüfung der Genehmi- 
gungsanträge zu beachten haben. Die Bundes- 
regierung beruft zu ihrer ständigen Beratung 
einen Ausschuß, der vor Erlaß der Rechtsverord- 
nungen und der allgemeinen Verwaltungs Vor- 
schriften zu hören ist. Dem Ausschuß sollen Ver- 
treter der Behörden, der kommunalen Spitzen- 
verbände, der Wissenschaft und der Technik, der 
technischen Überwachung, des Gesundheitswe- 
sens, des Bergwesens, der gewerblichen Wirt- 
schaft, der Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Haus- und Grundbesitzes angehören. Die Mit- 
gliedschaft ist ehrenamtlich. 

(4) Vor dem 23. Mai 1949 errichtete genehmi- 
gungspflichtige Anlagen, für die Genehmi- 
gungsurkunden nicht vorgelegt werden können, 
sind der zuständigen Behörde bis zum 30. Juni 
1960 anzuzeigen. Anlagen, die errichtet worden 
sind, bevor für die Errichtung von Anlagen die- 
ser Art eine Genehmigung nach den Absätzen 
1 und 2 erforderlich war, sind spätestens drei 
Monate nach Einführung der Genehmigungs- 
pflicht der zuständigen Behörde anzuzeigen." 

2. § 25 erhielt folgende Fassung: 

♦ 

.$ 25 

(1) unverändert 


(2) Die zuständige technische Aufsichtsbehörde 
kann nach der Errichtung oder Änderung einer 
unter § 16 fallenden Anlage und sodann nach 
Ablauf von jeweils fünf Jahren anordnen, daß 
der Unternehmer Art und Ausmaß von Rauch, 
Ruß, Staub, Gasen, Dämpfen, Gerüchen, Er- 
schütterungen, Geräuschen, Wärme, Energie, 
Strahlen und Schwingungen, die von der Anlage 
ausgehen, durch eine von der obersten Landes- 
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Messungen auch vor dem Ablauf von fünf Jah- 
ren anordnen, wenn erhebliche Nachteile, Ge- 
fahren oder Belästigungen für das Publikum 
festgestellt werden. Von Messungen einer an- 
erkannten Stelle kann abgesehen werden, wenn 
die Feststellungen laufend durch fest eingebaute 
Meßgeräte in nachweislich einwandfreier Weise 
getroffen werden . Die Kosten für die Messungen 
an der Anlage, im Betrieb und auf dem Betriebs- 
gelände trägt der Unternehmer; weitergehende 
Kosten trägt der Unternehmer nur dann, wenn 
die Messungen zu Anordnungen oder Maßnah- 
men der Behörde gegen ihn geführt haben. 


(3) Ergibt sich nach der Genehmigung einer 
unter § 16 fallenden Anlage, daß das Publikum 
vor Gefahren, Nachteilen oder Belästigungen 
nicht ausreichend geschützt ist, so können von 
der Genehmigungsbehörde zusätzliche Anord- 
nungen getroffen werden, wenn die zuständige 
Aufsichtsbehörde es für erforderlich hält. Das 
gilt auch für die unter § 16 Abs. 3 fallenden An- 
lagen. Die Anordnungen müssen nach dem je- 
weiligen Stand der Technik erfüllbar und wirt- 
schaftlich vertretbar sein. Das Verfahren nach 
den §§ 17 bis 23 findet Anwendung. Die An- 
ordnungen müssen sich im Rahmen der techni- 
schen Anforderungen (§16 Abs. 4) halten. 


(4) Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 und 3 finden 
auf die in § 24 bezeichneten Anlagen mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die auf § 24 Abs. 1 
Nr. 2 beruhende Erlaubnis der Genehmigung 
nach §16 gleichgestellt wird. 


3. In § 147 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
„vornimmt" die Worte „oder die Anmeldung 
nach § 16 Abs. 3 unterläßt" angefügt. 
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behörde bestimmten Stelle feststellen läßt. Die 
technische Aufsichtsbehörde kann solche Feststel- 
lungen auch vor Ablauf von fünf Jahren anord- 
nen, wenn erhebliche Nachteile, Gefahren oder 
Belästigungen für die Besitzer oder Bewohner der 
benachbarten Grundstücke oder für das Publi- 
kum überhaupt zu befürchten sind. Die tech- 
nische Aufsichtsbehörde kann, soweit erforder- 
lich, außerdem anordnen, daß durch Einbau von 
geeigneten Meßgeräten in die Anlagen die nach 
den Sätzen 1 und 2 erforderlichen Feststellun- 
gen laufend getroffen werden. Anordnungen 
nach Satz 1 und 2 sollen nicht getroffen werden, 
soweit durch fest eingebaute Meßgeräte laufend 
die erforderlichen Feststellungen in nachweis- 
lich einwandfreier Weise gewährleistet sind. Die 
Ergebnisse der Feststellungen sind der tech- 
nischen Aufsichtsbehörde auf Verlangen mitzu- 
teilen. Die Kosten für die Feststellungen an der 
Anlage, im Betrieb und auf dem Betriebsgelände 
trägt der Unternehmer. Kosten für außerhalb 
des Betriebsgeländes Vorgenommene Feststel- 
lungen trägt der Unternehmer nur insoweit, als 
er die Auflagen nicht eingehalten hat oder die 
Feststellungen zu Anordnungen der Behörde 
gegen ihn geführt haben. 

(3) Ergibt sich nach der Genehmigung einer 
unter § 16 Abs. 1 bis 3 fallenden Anlage, daß die 
Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grund- 
stücke oder das Publikum überhaupt vor Gefah- 
ren, Nachteilen oder Belästigungen nicht aus- 
reichend geschützt sind, so sollen von der tech- 
nischen Aufsichtsbehörde nachträgliche Anord- 
nungen über Anforderungen an die technische 
Einrichtung und den Betrieb der Anlage getrof- 
fen werden. Das gilt auch für die unter § 16 
Abs. 4 fallenden Anlagen. Die Anordnungen 
müssen nach dem jeweiligen Stand der Technik 
erfüllbar und für Anlagen dieser Art wirtschaft- 
lich vertretbar sein. Sie sollen sich im Rahmen 
der Grundsätze halten, die in der Technischen 
Anleitung (§ 16 Abs. 3) niedergelegt sind. 

(4) entfällt 


(5) Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der 
in den Absätzen 2 und 3 genannten Aufsichts- 
behörde finden die Vorschriften des § 139b 
Abs. 1, 2 und 4 entsprechende Anwendung. 


3. In § 147 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
^ „vornimmt" die Worte „oder die Anzeige nach 
§ 16 Abs. 4 unterläßt" angefügt. 
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Artikel 2 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt 
ergänzt: 

In § 906 wird nach Satz 1 folgender Satz einge- 
fügt: 

„ Einwirkungen , die durch technisch erfüllbare 
und wirtschaftlich vertretbare Maßnahmen ver- 
hindert werden können, gelten nicht als ge- 
wöhnlich." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen wurden oder werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Das Gesetz tritt am 1. März 1959, der durch 
Artikel 1 Nr. 1 neugefaßte § 16 Abs. 4 der Ge- 
werbeordnung und die Artikel 3 und 4 treten 
jedoch am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
Artikel 2 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt ge- 
ändert: 

§ 906 erhält folgende Fassung: 

rr § 906 

(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann die 
Zuführung von Gasen r Dämpfen, Gerüchen, Rauch, 
Ruß, Wärme, Geräusch, Erschütterungen und ähn- 
liche von einem anderen Grundstück ausgehende 
Einwirkungen insoweit nicht verbieten, als die Ein- 
wirkung die Benutzung seines Grundstücks nicht 
oder nur unwesentlich beeinträchtigt. 

(2) Das gleiche gilt insoweit, als eine wesentliche 
Beeinträchtigung durch eine ortsübliche Benutzung 
des anderen Grundstücks herbeigeführt wird und 
nicht durch Maßnahmen verhindert werden kann, 
die Benutzern dieser Art wirtschaftlich zumutbar 
sind. Hat der Eigentümer hiernach eine Einwir- 
kung zu dulden, so kann er von dem Benutzer des 
anderen Grundstücks einen angemessenen Aus- 
gleich in Geld verlangen, wenn die Einwirkung 
eine ortsübliche Benutzung seines Grundstücks oder 
dessen Ertrag über das Maß hinaus beeinträchtigt, 
das ihm bei Abwägung der sich aus dem nachbar- 
lichen Gemeinschaftsverhältnis ergebenden Vor- und 
Nachteile zugemutet werden kann. 

(3) Die Zuführung durch eine besondere Leitung 
ist unzulässig." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des § 16 Abs. 3 
der. Gewerbeordnung in der Fassung dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Das Gesetz tritt mit Beginn des sechsten auf 
seine Verkündung folgenden Kalendermonats, der 

durch Artikel 1 Nr. 1 neugefaßte § 16 Abs. 3 der 
Gewerbeordnung und der Artikel 3 treten jedoch am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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